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Drucksache IV/2679 


Der Bundesminister für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 

III A 5 - 3141.1 Bonn, den 30. Oktober 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Schwellenpreise für Getreide 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache IV/2610 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Bei der Festsetzung der Sd^iwellenpreise ist die Bundesregie- 
rung an die Bestimmungen der EWG -Verordnung Nr. 19 (Ge- 
treide) gebunden. Danach sind die Sdiwellenpreise jährlidi für 
eine einheitliche Standardqualität (den sogenannten EWG-Stan- 
dard) festzusetzen und vom Richtpreis im Hauptzuschußgebiet 
(Duisburg) abzuleiten. Da Getreide, das qualitativ dem EWG- 
Standard entspridit, preislich höher zu bewerten ist als ein- 
heimisches Getreide durchschnittlicher Beschaffenheit, mußten 
die Schwellenpreise bei allen Getreidearten über dem Grund- 
richtpreis für inländisches Getreide festgelegt werden. In der 
Gegenüberstellung von Rieht- und Schwellenpreisen wird das 
deutlich sichtbar. 


Weizen 


Roggen 

Preise in DM/t 


Gerste 


Richtpreis 475,50 432,50 412,— 

Schwellenpreis 478, — 436, — 418, — 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß diese Schwellen- 
preise so festgesetzt worden sind, daß die Marktpreise die für 
inländisches Getreide festgesetzten Ridrtpreise erreichen können. 

Ob die Marktpreise den Richtpreis erreichen, hängt von An- 
gebot und Nachfrage ab. In den letzten Jahren zeigte sich, daß 
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das Angebot an inländischem Weizen stets größer war als der 
Bedarf, weil die Mühlen bei der Vermahlung von Weizen aus 
qualitativen Gründen im Schnitt 30 °/o ausländischen Weizen 
vermahlen, Hieraus ergaben sich am Markt Überschüsse im 
Umfang von 400 000 bis 900 000 t, die von der Einfuhr- und 
Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel zum Interventions- 
preis aufgenommen werden mußten, der bis zu 33 DM/t unter 
dem Richtpreis liegt. Bei Roggen und Gerste liegen die Ver- 
hältnisseteilweise anders; bei diesen Getreidearten waren echte 
Marktüberschüsse nicht oder nur in geringem Umfange vor- 
handen, so daß die Marktpreise in verschiedenen Zeiträumen 
den jeweiligen Richtpreis erreid:ien und in einigen Fällen sogar 
überschreiten konnten. 

Der Schwellenpreis dient der Berechnung der Abschöpfung, wo- 
bei sich der Abschöpfungssatz aus der Differenz zwischen Schwel- 
lenpreis und dem von der EWG-Kommission festgesetzten cif- 
Preis ergibt. Der Schwellenpreis stellt also keinen Mindest- oder 
Höchstpreis dar, der nicht über- oder unterschritten werden 
darf. Er ist für die E WG-Standardqualität festgelegt, d. h. daß 
bessere oder schlechtere ausländische Qualitäten im Regelfall 
zu höheren oder niedrigeren Preisen zum Verkauf gelangen, 
den Schwellenpreis also über- oder unterschreiten. Dieses Über- 
oder Unterschreiten entspridit dem der Verordnung Nr. 19 zu- 
grunde gelegten System. Da die gebräuchlichsten ausländischen 
Weizensorten qualitativ über dem EWG-Standard liegen, kön- 
nen sie auch nur mit einem zum Teil erheblichen Aufschlag 
gekauft und auf den Märkten in der Bundesrepublik nur mit 
einem Aufgeld, also über dem Schwellenpreis, abgegeben werden. 

Eine Verpflichtung für den Importeur, den Schwellenpreis beim 
Verkauf einzuhalten, besteht nicht. Eine solche Verpflichtung 
kann auch nidit geschaffen werden, weil sonst die Mehr- oder 
Minderqualitäten des Importgetreides gegenüber dem inlän- 
dischen Getreide unberücksichtigt blieben, was zu schweren Stö- 
rungen auf dem Inlandsmarkt führen müßte. 

Die Bundesregierung ist nicht verpflichtet, eine Einhaltung der 
Schwellenpreise zu überwachen; sie beobachtet jedoch die Ent- 
wicklung des Marktgeschehens, um bei drohenden Marktstö- 
rungen, die sich aus übermäßigen Einfuhren von ausländischem 
Getreide ergeben können, über die Anwendung der Schutz- 
klausel entscheiden zu können. 

Zu 2. 

Neben diesem dargestellten System sind Einfuhren von aus- 
ländischem Getreide im Wege des Export/Import-Verfahrens 
möglich. Nadi der Verordnung 91 der EWG kann z. B. bei nach- 
gewiesener Ausfuhr von Weizenmehl nach einem in der glei- 
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eben Verordnung festgesetzten Umreciinungsschlüssel eine ab- 
schöpfungsfreie Einfuhr von Weizen erfolgen. Dieses System 
entspricht in seiner wirtschaftlichen Bedeutung dem Zollver- 
edelungsverkehr. 

Im Getreidewirtschaftsjahr 1963/64 sind Mehlausfuhren nach 
diesem Verfahren in großem Umfange erfolgt. Wegen der zeit- 
lichen Bindung von Ausfuhr und Wiedereinfuhr des Rohstof- 
fes sind ab Februar 1964 massierte Einfuhren von Weizen er- 
folgt. Um den Absatz dieser Waren vor Ende des Getreide- 
wirtschaftsjahres zu sichern (Preisbrudi), hat der Handel zu 
Lasten seines Verkaufsergebnisses Preisnachlässe gewährt, so 
daß in vielen Fällen die sonst übliciien Qualitätsaufsdiläge für 
höherwertige Provenienzen nicht mehr realisiert wurden. Der 
Schwellenpreis wurde damit, umgerechnet auf die Standard- 
qualität, im allgemeinen nicht unterschritten. Lediglidi bei Ein- 
fuhren von Füllweizen, der der Schwellenpreisqualität etwa 
entspricht und nur einen kleinen Anteil an der Gesamtweizen- 
einfuhr ausmacht, sind Unterschreitungen der Schwellenpreise 
vorgekommen. Die Mengen, die unter dem Schwellenpreis ab- 
gegeben worden sind, lassen sich nidit ermitteln, da Statistiken 
über die Einfuhr von Füllweizen nicht vorliegen. Die Börsen- 
notierungen geben zwar gewisse Anhaltspunkte über die Preis- 
entwicklung, sagen aber nichts darüber aus, welche Waren- 
mengen zu diesen Preisen umgesetzt worden sind. Eine Quan- 
tifizierung der Unterschreituiig des Schwellenpreises ist also 
nicht möglich. 

Soweit in Einzelfällen Unterschreitungen des Schwellenpreises 
bei Füllweizen bekanntgeworden sind, betrugen diese maxi- 
mal 20 DM/t. 

Zu 3. 

Die Untersdireitung der Schwellenpreise steht im Einklang mit 
der Verordnung Nr. 19. 


In Vertretung des Staatssekretärs 

Dr. Baath 
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